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Vorwärts zu den 99,5 Prozent!
Aber — was kommt nach diesen „Wahlen"?

Noch einmal begeben sieb Partei- und jRegierungsfnnktionäre 
aus ibi’en Ostberliner Büros in die Provinz, um den „Wahl
kampf“ ihrer örtlichen Organe zu unterstützen. Es ist eine 
Schaustellung für den Westen, denn in der Zone ist an dem 
Wahlergebnis schon nichts mehr zu ändern. Man will sich nur 
rechtzeitig ein Gesicht schalten für die an diesem Wochenende 
fälligen 99,5 Prozent. Niemand wird die Summe Geldes er
fahren, die dieser Wahlkrampf gekostet hat. Niemand wird die 
Zehntausende Tonnen Papier zählen, die nach dem 23. Juni 
zusammengefegt werden müssen. Aber jeder wird Zeuge dessen 
sein, was nach diesen „Wahlen“ geschieht, und sich aller Be
teuerungen und guten Worte erinnern, die in diesen Wochen 
gedruckt und ausgesprochen werden sind.

Der Staatskommissar für Ver
sorgung, Fred Oelßner, hat dem 
Einzelhandel freie Entfaltung 
für die Zukunft zugesichert. Die 
N D PD  hat dem Handwerk auch 
in der Sowjetzone „goldenen 
Boden“ versprochen. Politbüro
mitglied Mückenberger hat den 
selbständigen Bauern erklärt, 
man w’erde sie niemals zwangs
weise in die Kollektiven holen. 
Wehrminister Stoph hat seinen 
Soldaten das Becht zugestan
den, gegen jede neue Form  
eines Militarismus aufzubegeh
ren. Ulbricht aber hat der ge
samten Zonenbevölkerung er
klärt, er werde eine Politik der 
Wiedervereinigung und Verstän
digung betreiben.

V iele  dieser Äußerungen sind 
schon w ieder „Wahlgeschichte“ 
geworden. U lbricht würde sich 
hüten, sein diesbezügliches 
Rundfunk- und Fernsehinter
v iew  noch einmal zu w ieder
holen oder gar zu präzisieren. 
Stoph würde den Soldaten vor 
ein Kriegsgericht bringen, der 
gegen den unmenschlichen und 
entwürdigenden Moskauer D rill 
in den Kasernen der „N atio 
nalen Volksarmee“ aufbegehrte. 
Mückenberger schweigt zu der 
seit wenigen Tagen angelaufe
nen Anti-Großbauernkampagne,

die sich —  da es ja  in der Zone 
gar keine „Großbauern“ mehr 
g ib t —  eindeutig gegen die 
noch privat w irtschaftenden 
Landw irte richtet.

N icht eines der tausend W ahl
versprechen der SED kann ge
halten werden, w e il sich diese 
samt und sonders überhaupt 
nicht m it dem „Aufbau des 
Sozialismus“ vereinbaren las
sen! D ie SED hat eindeutig 
erklärt, daß sie nach dieser 
„W ah l“  in  verstärktem  Maße 
den „Aufbau des Sozialismus“ 
betreiben werde. Diesen aber 
g ib t es nicht m it einer sich fre i 
entfaltenden Privatw irtschaft, 
auch wenn diese noch so klein 
gehalten ist. Es g ib t keinen 
kommunistischen „Sozialismus“ 
ohne Totalkollektivierung auf 
dem Lande, und es g ib t von 
östlicher Seite aus kein ver
nünftiges W ort zur W iederver
einigung, solange ein Ulbricht 
fü r die P o litik  der Zonenregie
rung verantwortlich zeichnet. 
Soll man darum aber alles, was 
in diesen Wochen gesagt wurde, 
„vergeben und vergessen“ ? 
H eb t vielm ehr jeden W ahl
zettel, jedes "Flugblatt auf, um 
es den SED-Funktionären mor
gen zu präsentieren! Denn — 
was w ird  m orgen sein?

U lbricht und die SED wollen 
nur „fre ie  Hand“ haben, um ihr 
Program m  vom „Aufbau des 
Sozialismus“  weiterführen zu 
können. D ie kommende „W ah l“ 
soll ihnen diese geben. Noch 
ehe der W in ter herankommt, 
w ird  die SED a lle je tz t g e 
gebenen Zusagen zurückgezogen 
haben. U lbricht möchte in phan
tastischer Verblendung auch 
heute noch m it der Bundes
republik in den Konkurrenz
kam pf treten. Und er packt 
diesen wahnsinnigen P lan  w ie
der an der Stelle an, w o  er 
bereits zweim al —• im  Juni 1953 
und im  Oktober 1956 —  schei
terte : überforderte W irtschafts
pläne auf Kosten der Lebens
haltung der Bevölkerung! E x 
port zu Schleuderpreisen statt 
Verbesserung der Konsumgüter
lage ! Aufrüstung statt Abbau 
der aus der Spaltung resultie
renden Spannungen! Kirchen- 
und Intelligenzkam pf statt 
L iberalis ierung! So g ib t es in 
zwischen keine Gesellschafts
schicht mehr, die Ulbrichts 
Katastrophenpolitik unterstützt: 
W eder die A rbeiter noch die 
Intelligenzler, w eder die M itte l
schichten noch die Jugend. Nur 
die Funktionäre stehen hinter 
Ulbricht, und auch diese sind 
bereit, in der ersten langsamen 
Kurve abzuspringen.

Dieses Regim e w ird  am kom
menden Sonntag „gew äh lt“ . Das 
Furchtbare besteht darin, daß 
jeder gezwungen ist,, seinen 
Verderbern an die „W ahlurne“ 
zu. fo lgen. Mache sich niemand 
einen Skrupel daraus: Jeder
Mensch im  W esten weiß, w ie 
dieses W ahlergebnis aussehen 
muß und w ird ! W ählt —  wenn 
es geht —  100 Prozen t! Aber 
nach der W ahl —  «seid auf der 
Hut!



J. 33. Gradl:

Ein Tag wie 
kein anderer

E s fä llt  schwer, zum 17. Juni 
die rechten W orte  zu suchen. 
Is t  denn nicht alles schon ge
dacht, gesagt und geschrieben 
worden, was Deutsche an die
sem Tage  empfinden müssen? 
D ieser 17. Juni kehrt bereits 
zum vierten M ale w ieder! Um 
so mehr bedrängt die Frage 
nach dem Sinn der Blutopfer, 
die um den 17. Juni 1953 in 
Ostberlin und an hundert an
deren Orten zwischen Ostsee 
und E rzgebirge, zwischen W erra  
und N eiße gebracht worden 
sind, gebracht aus der Sehn
sucht nach E inheit und F re i
heit. Das eben ist der Schatten 
über diesem Tag , daß auch der 
leidenschaftlichste, unter E in
satz selbst des Lebens erhobene 
Protest nicht vermocht hat, der 
kommunistischen D iktatur ein 
Ende zu machen. D ieser Schat
ten ist fü r unser Empfinden so
ga r  noch schwärzer geworden; 
w ir  und die W e lt  mußten in
zwischen in  Ungarn sehen, daß 
auch je tz t noch die Gewalt mehr 
E r fo lg  zu haben scheint als die 
vielberufenen Grundrechte der 
Menschen und Völker.

W enn w ir  dem Geschehen des 
17. Juni auch nur bescheiden 
gerecht werden wollen, dann 
müssen w ir  uns die N o t vor 
Augen stellen, die diesen T a g  
vo r v ie r  Jahren hat werden 
lassen und die noch immer be
steht. D ie N o t jener M illionen 
Deutschen, die jahrein, jahraus 
—  jetzt schon im  dreizehnten 
Jahr —  unter vo lksfrem der Ge
w alt ein Leben  vo ll m ateriel
len und seelischen Leides füh
ren müssen. Gibt es ein deut
licheres Zeichen dieser Not, als 
daß seit dem 17. Juni 1953 
w eiterhin Hunderttausende — 
über 900 000 in diesen v ier Jah
ren —  in das Bundesgebiet und 
nach W estberlin  geflohen sind? 
W as immer den einzelnen 
F lüchtling auch bewogen haben 
mag, im ganzen ist dieser 
Strom von Menschen erschüt
ternd.

Kein  Wunder, daß sich die 
F rage  auf drängt: D ie sicht
baren Opfer des 17. Juni 1953 
und die in den Lagern und 
Gefängnissen verborgenen Opfer 
der Jahre davor und danach,

waren diese Opfer vielleicht 
umsonst? Is t  vielleicht der 
stille, zähe, gefährliche, an den 
Nerven zehrende W iderstand 
umsonst, der unentwegt in  der 
sowjetischen Besatzungszone in 
den Fam ilien, in  den Haus
gemeinschaften, in  den Schulen 
und Universitäten, in den kirch
lichen Gemeinschaften geleistet 
w ird? An keinem Tage  lasten 
diese Fragen  so w ie  an diesem. 
Selbst W orte w ie Einheit, F re i
heit, W iederverein igung kom
men einem an solchem Gedenk
tage abgegriffen  vor. D ieser 
T a g  läßt auch nicht ausweichen 
in noch so gescheite politische 
Analysen und Spekulationen. 
D ieser T a g  ist eben kein T ag  
w ie  jeder andere, sein rotes 
Datum ist m it deutschem Blut 
geschrieben.

Kommunistische Existenz
angst

Dennoch, die Opfer waren 
und sind nicht umsonst. Das 
kommunistische R egim e ist 
zw ar geblieben. A ber es hat 
einen Schock erlitten, und von 
diesem Schock hat es sich bis 
heute nicht erholt. D er Aufbau 
der Kam pfgruppen, die B ürger
kriegsübungen auf offener 
Straße, das Paradieren m it 
m ilitärischen Formationen, der 
Druck auf die Kirchen, die A b 
schnürung des Reiseverkehrs 
—  das alles ist doch nichts an
deres als die Ausgeburt der 
Angst des Regimes. Natürlich 
geben sich die Machthaber in 
ihrem Reden und Auftreten 
selbstsicher. Aber sie können 
nicht einmal den ideologischen 
Kam pf im  Innern der eigenen 
Parte i verhindern. D ieser Kam pf 
geht nicht um den Kommunis
mus an sich, er geht nur dar
um, w ie die kommunistische 
Regierungspraxis geändert w er
den sollte, um besseren An
klang zu finden v -  und gerade 
dadurch beweisen die inner
parteilichen Auseinandersetzun
gen ihre H erkunft aus der kom
munistischen Existenzangst in 
Mitteldeutschland. Fast noch 
deutlicher erscheint die innere 
Unsicherheit der Gruppe U l
bricht in dem Bemühen, sich 
durch einen Besuch der bis vor 
kurzem noch verketzerten Polen 
in Pankow  ein besseres Leu 
mundszeugnis zu verschaffen.

Doch die W irkung des A u f
begehrens und , W iderstehens 
geht w eit über Pankows Be
reich hinaus. Der 17. Juni 1953

ist ja  nicht allein geblieben. 
Davor stand schon der W id er
stand Berlins, und danach kam 
der Aufstand in  Posen, die E r
hebung in Po len  und der F re i
heitskampf in Ungarn. A lle  
diese Ereign isse gehören inner
lich zusammen, sie sind Zeichen 
dafür, daß der Macht Grenzen 
gesetzt sind, daß Macht über 
Nacht ein Ende haben kann, 
auch wenn sie sich zunächst be
hauptet. Diese Ereign isse sind 
zugleich Bankrotterklärungen 
fü r eine Ideologie, die behaup
tete, den Menschen das Glück 
auf Erden zu bringen. Gibt es 
eine tiefere N iederlage vor der 
Geschichte als die jener verblen
deten kommunistischen Id eo
logen, die sich m it Panzern 
und Maschinengewehren gerade 
auch vor der Arbeiterschaft 
schützen mußten? Es sind eben 
doch mehr Dinge, die die M en
schen bewegen, als nur Klassen
haß und Klassenkampf —  es 
g ib t noch D inge w ie  nationale 
Unabhängigkeit und Selbst
bestimmung, w ie F reiheit und 
Menschenrechte, w ie  das ganz 
einfache Verlangen, nach e ige
ner A rt zu leben.

Alles das g re ift an die W urzel 
der kommunistischen Macht. 
W oh in  es führt, wissen w ir 
nicht. M ag sein, daß die Ge
schichte w ieder einmal einen 
Sprung macht; mag sein, daß 
sich tie fe  Veränderungen a ll
mählich entwickeln. D ie be
drückend - gigantische Einheit 
von Macht und Ideolog ie in 
dem Riesenraum zwischen Elbe 
und Gelbem M eer ist noch 
immer stark und gefährlich, 
darüber darf man sich * nicht 
täuschen. Aber sie ist rissig 
geworden. Der K rem l tut noch 
immer selbstsicher, aber über
all sucht er nach neuen W egen, 
in der Ideologie, in  der Po litik  
und in der Adm inistration, in 
der W irtschaft und in den kul
turellen Sphären. M it intellek
tuellen Auseinandersetzungen, 
politischen Reden und diploma
tischen Noten wäre niemals 
diese Bewegung erreicht w or
den, sie ist W irkung und E r
fo lg  der harten Lehren, die in 
Berlin  und Mitteldeutschland, 
in Polen und Ungarn vom Volk 
der kommunistischen Führung 
erteilt worden sind. Es ist die 
große Chance der internatio
nalen Po litik , die über den 
Kommunismus gekommene Un-



Lieber Leser!
W ir  w ollen gern wissen, w ie  die 
Verteilung unserer Wochenaus
gabe in  der sowjetischen B e
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser interes
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen
der, aber m it Angabe der Num 
m er der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen, an fo lgende 
Adresse zu schicken:

H errn  E . Regn i 
Berlin-Tem pellio f 1 

Manfred-y.-R iclitliofen-Str. 2, I I

Fa lls  S ie den kleinen TA G  
m it der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte Ih re  Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B r ie f
umschlag und schicken Sie ihn 
in  einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r Ih re 
H ilfe .

Vier Fragen an die Sowjetregierung
Macmillan fordert Stellungnahme zur Deutschland-Frage

London (AP/DPA), Der britische Premierminister Macmillan 
hat» den sowjetischen Ministerpräsidenten Bulganin zu einer 
klaren Stellungnahme in der Frage der deutschen Einheit auf
gefordert und betont, daß die Lösung des Deutschland- 
Problems der beste W eg für eine allgemeine Verständigung 
zwischen Ost und West wäre. Solange die Sowjetunion den 
Deutschen nicht das elementare Recht der Selbstbestimmung 
zugestehe, bestünden wenig Aussichten für eine befriedigende 
Regelung der zwischen Ost und W est bestehenden Probleme.

Alle westlichen Vorschläge für die europäische Sicherheit 
basierten auf der Wiedervereinigung Deutschlands unter einer 
gesamtdeutschen Regierung, die frei gewählt ist und ihre 
Politik frei bestimmen kann.
In  einem Schreiben, das die 

Antw ort auf eine Botschaft Bul- 
ganins vom  20. A p ril darstellt, 
richtete Macmillan an Bulganin 
fo lgende v ie r  F ragen  zum 
Deutschlandproblem:

1. Erkennt die Sow jetregie
rung auch weiterhin ihre V er
antwortlichkeit fü r die W ieder
vereinigung Deutschlands an, 
w ie sie von den vier Regierungs
chefs im Juli 1955 in  Genf in 
den D irektiven an ihre Außen
m inister n iedergelegt wurde?

2. T e ilt  die Sow jetregierung

Botschafter Haas bei Gromyko
Keine Einigung über Tagesordnung der Verhandlungen
Moskau (D PA ). D er deutsche 

Botschafter in Moskau, Dr. 
Haas, und Gesandter Dr. Northe 
haben dem sowjetischen Außen
m inister Gromyko den Stand
punkt der Bundesregierung zu 
den bevorstehenden deutsch- 
sowjetischen Verhandlungen 
dargelegt.

D ie Unterredung w ar not
w endig geworden, nachdem 
zwischen beiden Regierungen 
Meinungsverschiedenheiten über 
die Tagesordnung der Verhand
lungen aufgetreten waren. Die 
letzte deutsche N ote hatte eine 
ausdrückliche Zusicherung der 
Sowjetunion verlangt, daß bei 
den Verhandlungen auf jeden 
F a ll auch das Problem  der 
Repatriierung Deutscher aus 
der Sowjetunion erörtert w ird. 
Eine Äußerung des stellver
tretenden sowjetischen M in ister
präsidenten M ikojan vor w eni
gen Tagen  ließ aber vermuten, 
daß nach sowjetischer Ansicht 
die Tagesordnung bereits in der 
sowjetischen N ote vom  23. Mai 
gek lärt sei. Da auch in der 
Unterredung zwischen Haas und 
Gromyko die beiderseitigen 
Standpunkte nicht vollkommen

geklärt werden konnten, ist an
zunehmen, daß die Sow jetregie
rung ihre Ansichten nun in 
einer neuen Note darlegen wird.

die Ansicht, daß es wünschens
w ert ist, die W iederverein igung 
Deutschlands bei der frühest
möglichen Gelegenheit herbei
zuführen ?

3. T e ilt  die Sow jetregiernng 
die Ansicht, daß dem deutschen 
Volk  gestattet werden sollte, in 
freien gesamtdeutschen W ahlen 
fre i seine eigene Regierung zu 
wählen ?

4. Erkennt die Sow jetreg ie
rung das Recht einer fre i g e 
wählten gesamtdeutschen R eg ie
rung an, nach freiem  Ermessen 
Über die deutsche Innen- und 
Außenpolitik zu bestimmen?

Den sowjetischen Vorschlag 
eines europäischen Sicherheits
paktes, der auf der ständigen 
Teilung Deutschlands beruhen 
würde, bezeichnete Macmillan 
als unannehmbar.

Arbeiter feiern Gomuika
Ovationen wie nie zuvor

Berlin  (Eigenm eldung / A P ). 
Der kommunistische Parte ifü h
rer Polens, Gomuika, wurde am 
M ittwoch bei seiner Besichti
gungsfahrt in die Sowjetzone 
von den Belegschaften der dort 
von ihm besuchten W erke m it 
lebhafter Herzlichkeit gefeiert. 
D ie Beifallskundgebungen über
schritten bei w eitem  das Maß, 
das jem als bei Besuchen von 
SED - Funktionären beobachtet 
wurde. Im  Schwermaschinen
w erk Lauchhammer unterstrich 
der 52jährige polnische Po litik er 
erneut, daß sein Land gute Be
ziehungen zum gesamten deut
schen V o lk  wünsche und eine 
Beendigung der Spaltung Euro
pas anstrebe.

Gefängnis für Funkagenfen
Karlsruhe (D PA ). W egen lan

desverräterischer Beziehungen

hat der Bundesgerichtshof in 
Karlsruhe den 49 Jahre alten 
Karlsruher Schreiner A lois 
M ißberger zu drei Jahren Ge
fängnis verurteilt. Sein 27jäh- 
r iger  Sohn Edwin erhielt wegen 
des gleichen Deliktes und ve r
suchter Erpressung unter E in
beziehung einer dreimonatigen 
Gefängnisstrafe in anderer 
Sache ebenfalls drei Jahre Ge
fängnis. Außerdem werden 
6000 DM  von ihnen eingezogen. 
Vater und Sohn hatten gestan
den, mehrere Jahre lang ge
meinsam fü r den sowjetischen 
Nachrichtendienst In form atio
nen über die amerikanischen 
und französischen Streitkräfte, 
die deutsche Bereitschaftspolizei 
sowie über W irtschafts- und 
Verkehrsbetriebe im Raum 
Karlsruhe gesammelt und zum 
T e il über Funk weitergegeben 
zu haben.



Bekenntnis zu Dibelius
Einmütigkeit beim Kurmärkischen Kirchentag

Berlin  (Eigenm eldin ig). D er Kurmärkische K irchentag in 
Potsdam endete m it einem Bekenntnis zu Bischof Dibelius, der 
durch das Einreiseverbot der Pankower Behörden daran ge
hindert worden war, w ie üblich die Eestpred igt des Kirchen- 
treifens zu halten. Statt dessen hat Dibelius an den Kirchentag

vom  Generalsuperintendentenein Schreiben gerichtet, das
Braun verlesen wurde.

U nter H inw eis auf die V er
weigerung des Passierscheines 
heißt es darin, solche fo lgen 
schweren E ingriffe  in  das in
nere Leben der Kirche, „w ie  sie 
die evangelische K irche auch 
schon in  der nationalsozialisti
schen Zeit hat erfahren müssen, 
haben noch immer zu einer in 
neren Festigung der Gemeinden 
geführt“ . In  den Diskussionen 
des Kirchentages wandten sich 
P farrer, kirchliche M itarbeiter 
und Gemeindemitglieder einmü
tig  gegen die Verunglimpfung 
ihres Bischofs durch die kom
munistische Presse und gegen 
die Zwangsmaßnahmen der Pan
kower Behörden.

Amtliche Kreise der evange
lischen K irche distanzierten sich 
von dem sogenannten „W art
burg-Treffen“ , bei dem nach 
Meldungen der Sowjetzonen
presse führende Geistliche sich 
fü r eine Unterstützung der 
Einheitsliste der „Nationalen 
Fron t“ bei den bevorstehenden

Haltungen in den politischen

Bonn (AP/D PA). Präsident 
Eisenhower und der amerika
nische Außenminister Dulles 
haben in Botschaften an den 
Bundeskanzler versichert, daß 
sich an der Haltung der USA 
zur Abrüstung und W iederver
einigung nichts geändert habe. 
D ie W ashingtoner Deutschland- 
Erklärung des amerikanischen 
Präsidenten und des Bundes
kanzlers sei vo ll gültig.

D ie beiden Botschaften wur
den nicht im W ortlau t ver
öffentlicht, doch lassen sie nach 
M itteilung unterrichteter deut
scher Kre ise in Bonn „an Deut
lichkeit nichts zu wünschen 
übrig“ . D ie Botschaft des 
Außenministers w ird  in Bonn 
m it der K r it ik  an dem amerika
nischen Abrüstungsbeauflragten 
Stassen in Zusammenhang ge
bracht, der in London der so-

Wahlen in der Sowjetzone ein
gesetzt haben sollen. Von kirch
licher Seite wurde betont, es 
habe sich bei diesem Treffen  
um keine o ffiz ie lle  kirchliche 
Veranstaltung gehandelt, und 
die Teilnehmer seien fast aus
schließlich sogenannte „fo rt
schrittliche“ P fa rrer  gewesen. 
Ihre Erklärungen können nicht 
als Stimme der evangelischen 
K irche gew ertet werden.

Bonn (AP/D PA). D ie Bundes
republik ist nach M itteilung des 
Auswärtigen Amtes bereit, sich 
dem Vorgehen anderer w est
europäischer Staaten und Groß
britanniens anzuschließen und 
die Bestim m ungen  über den 
Handelsverkehr m it Botchina 
denen über den Handelsverkehr 
m it anderen Staaten des Ost
blocks anzupassen. D ie Bundes-

Hauptlragen unverändert

wjetischen Seite inoffizielle M it
teilungen über die amerika
nischen Vorschläge gemacht 
habe, bevor sie den übrigen 
N ATO -Partnern zur Kenntnis 
gebracht worden seien.

Schickt Einladungen!
Bonn (A P ). Hunderttausende 

von Briefen, Einladungen und 
Freundesgaben aus der Bundes
republik und W estberlin  an 
Studenten und Oberschüler der 
Sowjetzone und Ostberlins sol
len dem Pankower R eg im e „die 
einzig mögliche Antw ort“  auf 
das Ausreiseverbot fü r Studen
ten und Oberschüler erteilen. 
Diese Aufforderung richtet das 
Kuratorium Unteilbares Deutsch
land am Mittwoch an die Ju
gend, E ltern und Erzieher in 
der Bundesrepublik und W est
berlin.

Anklage noch im Juni?
München (D P A ). D io Anklage 

gegen die Stabsoberjäger Julitz 
und Schäffler w ird  voraussicht
lich noch in  diesem Monat er
hoben werden. D ie Erm ittlun
gen über die Schuldfrage an 
der Iller-Katastrophe, bei der 
15 Luftlandesoldaten ertranken, 
werden in  Kürze abgeschlossen 
sein.

D er Kem ptener Oberstaats
anwalt Dr. Arm in Spiegel be
richtete der Münchener General
staatsanwaltschaft über den 
Fortgang der Untersuchungen. 
D ie Staatsanwaltschaft hat in
zwischen eine Unzahl von Zu
schriften erhalten, die sich m it 
der Schuldfrage befassen. Es 
werden ein ige Dutzend Zeugen 
vernommen werden.

regierung w erde aber nicht ein
se itig  vorgehen. Sie sei der An
sicht, daß auch in  dieser F rage 
die westliche Einheit erhalten 
bleiben müsse.

D ie F rage des China-Embar
gos w ird  gegenwärtig in Paris 
von Vertretern der N A T O - 
Staaten und Japans erörtert. 
A lle  Staaten, m it Ausnahme der 
USA, haben bereits den Wunsch 
nach einer Lockerung des China- 
Embargos ausgesprochen. Sie 
bemühen sich nun, den W id er
stand der USA gegen eine E r
weiterung des China-Handels zu 
brechen.

Keine Einreise für 
Dietzfelbinger

München (D PA ). D ie Sow jet
zonenbehörden haben die E in
reisegenehmigung fü r den B i
schof der evangelisch-lutheri
schen Landeskirche Bayerns, D. 
Hermann D ietzfelb inger, ohne 
Angabe von Gründen nicht er
teilt. D ietzfelb inger w ar vom 
Landesbischof der evangelisch
lutherischen K irche in  Mecklen
burg eingeladen worden, neben 
Pred igten  im Dom von Schwerin 
Vorträge vor Geistlichen der 
evangelisch-lutherischen Kirche 
Mecklenburgs zu halten. Er 
w ollte am Mittwoch reisen.

Bonn will China-Embargo aufheben
Anpassung an Handelsbestimmungen anderer West-Staaten

Eisenhower-Botschaft an Adenauer



So sind sie wirklich:

„Die Kasse muß aber stimmen . .  . i4
Lenin sagte einmal zu jungen 

bolschewistischen Funktio
närsaspiranten : „ Im  Anfang
könnt ihr v ie l Unsinn machen, 
das renkt sich nachher w ieder 
ein. N u r merkt euch, was ihr 
auch unternehmt: D ie Kasse 
muß aber stimmen . . « ! “  Dieses 
scherzhaft gemeinte Bonmot 
w ar auf jene Altbolschewiki 
abge2ielt, die in den Tagen des 
„Kriegskommunismus“ Narren
fre iheit besaßen, und denen 
Len in  lediglich den Zugriff zur 
Staatskasse entzog. Vielleicht 
wäre der Sowjetstaat sonst be
reits im ersten Jahr bankrott 
gew esen . . ,
. Das erste Kabinett Grotewohl 

mag daran gedacht haben, als 
es eine Frau zur Präsidentin 
der Staatskasse ernannte, die 
von In tellek t und M oral her 
sich grundsätzlich von den übri
gen kommunistischen Funktio
nären unterscheidet: Greta
Kuckhoff, eine Frau, der man 
ihre R o lle  in der SED oft zum 
Vorw urf macht. Und deren 
Lebensweg man kennen muß, 
um zu verstehen, w ie  es solche 
Leute unter Menschen w ie 
Ulbricht und Wollwreber hält.

Vom US-College 
zur „Roten Kapelle"
• Greta Lorke, w ie  sie mit 

Mädchennamen heißt, wurde am 
14. Dezember 1902 in Frankfurt 
an der Oder als Tochter eines 
G ießereiarbeiters geboren. Sie 
durfte die Oberschule und das 
Volkswirtschaftsstudium an der 
U niversität Berlin absolvieren 
und prom ovierte 1927 zur D i
plomvolkswirtin. 1928 erhielt sie 
ein Stipendium der US-Uni- 
versität Madison (W isconsin), 
arbeitete später bei einem 
Züricher Rechtsanwalt und 
kehrte während der NS-Zeit 
nach Deutschland zurück, um 
am Frankfurter Institut fü r 
Sozialwissenschaften zu assistie
ren.

Gemeinsam m it ihrem Mann, 
dem Schriftsteller Adam Kuck
hoff, baute sie - eine W ider
standsgruppe auf, die später 
m it anderen Gruppen zur legen
där gewordenen sowjetischen

GRETA KUCKHOFF

Spionageorganisation „R o te K a 
pelle“ zusammenschmolz. Dabei 
wurde sie 1942 verhaftet und 
gemeinsam m it Adam Kuckhoff 
zum Tode verurteilt. Ih r  Mann 
wurde im  August 1943 hin
gerichtet, sie selbst blieb —  da 
sie niemals der K P D  angehört 
hatte —  am Leben. Ih re Todes
strafe wurde in  zehn Jahre 
Zuchthaus umgew'andelt. Die 
Sowjets haben sie dann aus 
W aldheim  befreit.

Der „Antifa“ -Kuit
Vermutlich hätte sich Greta 

Kuckhoff auch damals noch 
nicht dem Kommunismus ver
schrieben, hätten die auf der 
Suche nach toten —  also ideo
logisch ungefährlichen —  M är
tyrern  befindlichen Kommu
nisten nicht ihren „An tifa “ -Kult 
auf Adam Kuckhoff ausgedehnt. 
D ie K P D  und später die SED 
versuchten, Adam  Kuckhoff s 
Vergangenheit nachträglich mit 
ihren politischen Zielen abzu
stimmen und nahmen Frau 
Kuckhoff als „V erfo lg te“ gegen 
den „wiederauflebenden F a 
schismus im  W esten“ in Schutz.

Greta Kuckhoff g ing in die 
K P D , später in die SED. Man 
schanzte ihr einen kleinen 
Referentenposten in der ersten 
Berliner Stadtverwaltung zu,

bis die Sow jets diese außer
ordentlich intelligente Frau Zug 
um Zug höherschoben. Denn 
auch die Russen interessierten 
sich fü r diese Frau, deren Mann 
eines ihrer Asse im  Spionage
kampf gegen H itler war. Außer
dem w ollten  die Sowjets neben 
den deutschen Kommunisten 
auch ein ige politisch annehm
bare Fachleute in der Ostver
waltung wissen. So kam Greta 
Kuckhoff in die „Deutsche W ir t 
schaftskommission“ und über
nahm von dort aus den V er
waltungsrat der neugegründeten 
„H O “. Ihrem  kaufmännischen 
Geschick w ar es zu verdanken, 
daß die ersten HO-Geschäfte zu 
einer der Hauptverdienstqueilen 
des SED-Staates wurden.

Ulbricht mißtraute ihr
A llerdings hatte Greta Kuck- 

h oft die HO-Läden nur als 
Provisorium  gedacht, um den 
„Schwarzen M arkt“ auszuschal
ten. Sie ist eine Gegnerin der 
Zwei - Preisebenen - P o litik  U l
brichts. D ieser mißtraute ihr 
und schob sie im Oktober 1949 
in das neugebildete Außen
m inisterium Dertingers ab. Die 
Sowjets d irigierten sie von dort 
um und übertrugen ihr den 
Präsidentenstuhl der Deutschen 
Notenbank der Sowjetzone.

Auf diesem Stuhl hält Greta 
Kuckhoff die Ostmark gegen 
alle Vabanque - Spielchen U l
brichts fest im  Zaum. Daß ihr 
W ert noch immer nur ein V ie r
tel der D-Mark der Bundes
republik beträgt, ist nicht ihre 
Sache. Dafür zeichnet die W ir t
schaftspolitik der SED-Regie- 
rung verantwortlich. Aber Greta 
Kuckhoff bewahrt das morsche 
Staatsgefüge der „D D R “ vor 
der Inflation, und außerdem 
scheint sie die einzige zu sein, 
die bisher in jeder L a ge  den 
finanziellen überblick behalten 
hat.

Das aber ist auch fü r die 
Sowjets w ichtig, die solche 
Fachkraft —  noch dazu m it 
Antifa-M eriten —  nur zu gern 
stützen. Denn auch der Sow jet
staat lebt m it aus dem Staats
säckel der „D D R “ , und w ie man 
weiß, nicht einmal schlecht. .  s



„Geheimnisse“ um KPD-Parieitag
Ostberliner Funktionärstagung „interessant gemacht“*
In  der Zonenpresse erschien letzten Sonntag ein sogenanntes 

„Kommunique über den Parte itag  der K P D  1957“ . Darin hieß 
es, an einem nicht genannten Ort habe „in  diesen Tagen“  ein 
Parte itag  der Kommunistischen Parte i Westdeutschlands statt- 
gefunden, wobei M ax Beimann zum Ersten KPB -Sekretär 
w iedergewählt und ein neues Zentralkomitee geb ildet worden 
sei. Das „Neue Deutschland“ g ing m it dieser Geheimnistuerei 
so w eit, daß es die illega le KP-Zeitung „Freies Volk“ als 
Inform ationsquelle benannte. Was aber ist das fü r eine V er
anstaltung gewesen, bei der weder der Ort noch die Teilnehmer 
genannt werden dürfen und von der das o ffizielle SED-Organ 
angeblich erst durch ein illegales KP-B lättchen erfährt?

SSD, herhören!
D er kleine TA G  w ird  ver

sandt und verte ilt ohne 
Büeksieht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Em pfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, die W ahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
wird, kann den kleinen TAG  
also ruhig bei der P o lize i 
oder beim Bürgerm eister
amt oder bei seiner D ienst
stelle abgeben. Übrigens 
w ird er auch dort gern 
gelesen.

Es w ar der Wunsch Ulbrichts, 
diese unbedeutende Funktio
närstagung „so interessant w ie 
m öglich“ zu machen. Dem 
naiven Leser sollte es scheinen, 
als habe eine große Parte i in 
absoluter Illega litä t irgendwo 
in der Bundesrepublik einen 
Parte itag  durchgeführt, und die 
Konspirative erfordere es, daß 
niemand Namen und nähere An
gaben zitiert.

Ulbrichts Grabrede
Tatsächlich hat dieser „P a r 

teitag“ am 8. und 9. Juni in 
Ostberlin stattgefunden, ver
sammelt waren a lle  prominen
ten KP-Em igranten  sowie die 
W estexperten des SED-Zentral- 
komitees. Und das SED-Zentral- 
organ hat die Veranstaltung 
allein deshalb schwerlich erst 
aus dem „Freien  V o lk “ erfah
ren, w eil dieses K P -B la tt aus 
dem gleichen Hause w ie das 
„Neue Deutschland“ seine 
Druckmatern bezieht.

Ferner hat SED - Sekretär 
U lbricht auf diesem Parte itag  
eine Rede gehalten, die von 
allen Teilnehmern als Grabrede 
auf die K P D  gew ertet wurde. 
U lbricht sagte nämlich, die 
K P D  dürfe in  dieser Phase der 
politischen Entw icklung keine 
eigenständige W estpolitik  be
treiben, sondern müsse vielmehr 
die Beschlüsse und Erklärungen 
der Zonenregierung unter den 
westdeutschen Menschen zu 
interpretieren suchen. Das heißt 
m it anderen W orten : D ie K P D , 
die gerade nach diesem jetzt 
durchexerzierten Parte itag  mit 
vollen Segeln in eine w est
deutsche Wahlkampagne ein
steigen w ollte, um Störfeuer zu 
legen, w ird  zurückgepfiffen, 
denn — das Störfeuer leg t die 
SED! U lbricht befürchtet an
scheinend, die K P D  könne bei 
dieser Gelegenheit ein ige Extra 

touren reiten und die im  Ost
berliner Glashaus sitzenden K P -  
Em igranten könnten dabei an 
der falschen Stelle m it Steinen 
werfen. Hat doch beispielsweise 
M ax Reimann im letzten Herbst 
vo re ilig  erklärt, die SED werde 
a lle politischen H äftlin ge fre i
lassen, wenn die Bundesregie
rung die im Hochverratsverfah
ren verurteilten Kommunisten 
auf freien Fuß setze. D iese E r
klärung hat Reimann den be
sonderen Zorn Ulbrichts zu
gezogen, und seither unterliegen
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alle Äußerungen der K P -E m i
granten einer strengen po li
tischen Vorzensur.

KP praktisch aufgelöst
Ulbricht hat aber noch etwas 

mehr zu diesem „Parte itag“ 
beigetragen. Er ließ das Zen
tralkom itee durch eine Reihe 
führender SED-Funktionäre aus 
dem Westapparat erweitern, die 
früher einmal —  vielfach sogar 
noch in den Jahren 1945/46 — 
als KP-Funktionäre im  W esten 
tä tig  waren. D iese Leute haben 
seit vielen Jahren organisato
risch nichts mehr m it der K P D  
zu tun, sie leiten vielm ehr die 
illega le W estarbeit des SED- 
Zentralkomitees. M it jedem  von 
ihnen, der jetzt in das Z K  der 
K P D  „kooptiert“ werden muß, 
schwindet der Einfluß der 
„Gruppe Reim ann“ , die heute 
schon nicht mehr weiß, über 
w iev ie l M itg lieder sie im 
W esten eigentlich verfügt.

D ie W estabteilungen der SED 
und der sowjetzonalen Organi
sationen haben alles an sich ge
zogen, haben sich auf Kosten 
der kommunistischen K ader
politik  im  W esten überall so
genannte „V-Personen“ •— poli
tische Agenten —  geschaffen, 
und diesen Personen verboten, 
m it ihrer alten KP-Zentrale 
w ieder Kontakt aufzunehmen. 
Reimann selbst beklagte sich 
kürzlich einem Journalisten

gegenüber b itter über die Be
gegnung m it einem alten Ge
nossen aus Düsseldorf, den er 
in einem Ostberliner Café 
freudestrahlend begrüßen
wollte. D ieser aber wandte sich 
brüsk ab und gestand Reimann 
erst zwei Tage  später bei einem 
zweiten zu fälligen  Zusammen
treffen, daß ihm die SED-W est- 
kommission jede Verbindungs
aufnahme m it Reimann „aus 
Gründen der Konsp irative“ 
untersagt habe.

Reimann hat sich vo r fünf 
Wochen in Moskau b itter über 
solche D inge beklagt. Offen
kundig hat es nichts genutzt, 
denn seinen Mitgenossen geht 
es seither im  Ostberliner E x il 
um so schlechter. So w ie  die 
D inge liegen, wäre es Reimann 
lieb gewesen, der ehrgeizige 
F r itz  Rische oder Jupp Led - 
wohn wären an seine Stelle ge
treten. U lbricht aber denkt 
nicht daran, den ihm persönlich 
befeindeten R.eimann durch 
einen Rücktritt zu entlasten. 
Und der Stalin ist Reimann hat 
vie l zuviel Respekt vor U l
bricht, um dessen K P -P o lit ik  
zu stören. So gesehen, dürfte 
der Ostberliner Schatten-Partei
tag w en iger Sensationen bie
ten . . .



„Aber der Chruslschow läßt uns nicht ¡m Strandbad an heißen Taaen 
verkommen, •.

Ein laß wie
Fortsetzung von Seite 2

Sicherheit friedlich-konstruktiv 
zu nutzen.

Die Gefahr grell beleuchtet 
E in  anderer politischer Ge

winn aus dem 17. Juni 1953 und 
den w eiteren Erhebungen gegen 
kommunistische Gewalt lieg t in 
der grellen  Beleuchtung der Ge
fahr, die dem Frieden  aus der 
sowjetischen Unterdrückungs- 
po litik  droht. In  Mitteldeutsch
land, in  Polen und Ungarn 
herrscht w ieder äußere Ruhe — 
w ie  vor den Aufständen auch. 
Ruhe und Frieden  sind jedoch 
nicht dasselbe. Gerade die ur
plötzlichen W iederholungen des 
17. Juni 1953 in  Posen und 
Budapest beweisen die unter 
der Oberfläche schwelende Ge
fahr. Damit hat insbesondere 
die deutsche P o litik  einen w ert
vo llen  und vielleicht den w irk 
samsten Einsatz fü r die W ieder
verein igung in der internatio
nalen P o litik  gewonnen. Jedes

kein anderer
Volk läßt sich zuerst von seinen 
eigenen Interessen leiten. Am 
Frieden  aber sind alle in ter
essiert. Und die deutsche P o li
tik kann m it tiefster Überzeu
gung darauf hinweisen, daß in 
unserem geteilten  Lande die 
größte Gefahr fü r den Frieden 
besteht. W ir  drohen nicht —  
kein Deutscher w ill seine 
Landsleute den sowjetischen 
Panzern entgegentreiben. Aber 
hier geht es nicht darum, ob 
man die Gefahr bannt oder 
hervorruft, wenn man sie be
schwört. H ier  geht es um die 
Tatsache, daß die Gefahr be
steht. N ichts ändert sich an ihr, 
wenn w ir  sie m it Stillschweigen 
bedecken.

Aus dieser Gefahr g ib t es nur 
den einen friedlichen Ausweg, 
daß die Sow jets endlich mit 
ihren vielverkündeten Grund
sätzen der Nichteinmischung und 
Selbstbestimmung in Deutsch
land Ernst machen. Es scheint,

daß sie dafür tro tz der starren 
Reden Chrustschows doch ein 
Empfinden haben. Gelegentlich 
g ib t es aus sowjetischem Munde 
Bemerkungen, die das einst
w eilige  Festhalten an Pankow  
mehr als eine F rage  des Mos
kauer Prestiges und w en iger 
als eine unabdingbare sachliche 
Haltung gedeutet haben wollen. 
Das muß nicht, doch es kann 
ernstgemeint sein. Das P restige
argument an sich ist schon ein 
Zeichen, daß das Denken der 
Sow jets in bezug auf ihre 
Deutschlandpolitik in Bewegung 
ist.

D ie politischen Entschlüsse 
zumal der Großmächte haben 
viele W urzeln. V ieles w ird  noch 
Zusammenkommen müssen, um 
die Sow jets auf den W e g  zur 
deutschen W iederverein igung zu 
bringen. Aber das eine ist 
sicher: keinen stärkeren Anstoß 
konnte die W e lt  in dieser R ich
tung bekommen als jenen spon
tanen, in 24 Stunden die ganze 
Zone erfassenden Aufstand vor 
v ie r  Jahren,



B IL D E R  D ER  W O C H E . O ben: Flotteneinheiten der deutschen Bundesm arine hielten  

in  der westlichen Ostsee ihr erstes M anöver ab. —  Unten : D ie deutschen Film kritiker

preise erhielten u .a . (v . 1. n. r.): Kom ponist M ajew sk i, Regisseur Käutner, L illi  P a l

m er und Fritz Tillm anns


